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Bezahlbarer Wohnraum für Beschäftigte der FHH
SPD reagiert auf Forderung der DPolG Hamburg

Zur Steigerung der Attraktivität der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) als Arbeitgeber 
forderte die DPolG Hamburg wiederholt u. a. die Schaffung bezahlbaren Wohnraums für 
Nachwuchskräfte und Beschäftigte unterer und mittlerer Einkommensgruppen.

Nun scheint die Bedeutung dieses wichtigen Bausteins der Attraktivitätssteigerung in 
einigen Köpfen der Politik angekommen zu sein.

Die SPD Hamburg verabschiedete auf ihrem am 9. März in Hamburg durchgeführten 
Landesparteitag den Antrag an den Senat, zu prüfen, „ob sich mehr günstiger Wohnraum 
für Beschäftigte der Stadt schaffen lasse.“

Dazu der Landesjugendleiter der DPolG Hamburg, Nicholas Kriegk:

„Gerade für Nachwuchskräfte der Freien und Hansestadt Hamburg ist es zunehmend 
schwierig, bezahlbaren Wohnraum in Hamburg zu finden. Dies spiegelt sich auch in den 
Bewerberzahlen für einen Ausbildungsplatz z. B. bei der Polizei Hamburg im Vergleich zu 
anderen Metropolen wie Berlin oder München wieder, in denen eine Hauptstadt- oder 
Ballungsraumzulage gezahlt wird. Ich fordere den Senat auf, für die Beschäftigen der FHH 
eine Stadtstaatenzulage einzuführen.“

Die Zahlung einer entsprechenden Zulage oder die Schaffung von Dienstwohnungen ist 
nach Auffassung der DPolG Hamburg ein Schritt in die richtige Richtung, damit sich der 
Fachkräftemangel z. B. bei der Hamburger Polizei nicht noch weiter verschärft.

Der Landesvorsitzende der DPolG Hamburg, Thomas Jungfer, macht deutlich:

„Fachkräfte Hamburger Behörden, die im Hamburger Umland bezahlbaren Wohnraum 
gefunden haben, neigen zu einem wohnortnahen Arbeitsplatz und wandern ab. Nicht 
zuletzt, weil mittlerweile im Hamburger Umland auch besser bezahlt wird. Ich fordere den 
Hamburger Senat auf, nun endlich Taten folgen zu lassen, die Attraktivität der FHH auch 
durch Schaffung bezahlbaren Wohnraums zu steigern und den Beschäftigten der Stadt 
Hamburg sowie potentiellen Bewerbern auf einen Ausbildungsplatz eine vernünftige 
Perspektive zu bieten.“

Der Landesvorstand Hamburg, 14.03.2024
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